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IM WI DERSPRUCH ZUR
VERFASSUNG
Die Minarettinitiative lässt sich aus rechtlicher Sicht mit der Verfassung kaum vereinba-
ren. Sie kommt voraussichtlich im November zur Abstimmung.
VoN rrc.ruR. ArExe,NrER ScueER,
AssrsrrNr AN DER UNr Zürucn
Die Glaubens- und Gewissensfrei-
heit im Sinne von Art. 15 BV schützt
das Recht, eine religiöse überzeu-
gung zu haben, zu äussern, zt ver-
breiten oder zu praktizieren oder ge-
mäss einer religiösen Überzeugung
zu handeln. Geschützt wird dabei
nicht nur das Christentum, sondern
alle Religionen, unabhängig von ih-
rer quantitativen Verbreitung in der
Schweiz. Die Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit verlangt denn auch
nach einer gewissen grundsätzlichen
Toleranz gegenüber anderen Reli-
gionen und ihren (eventuell flemd
anmutenden und schwer verständ-
lichen) Bräuchen, wenngleich nicht
alle irgendwie religiös erklärbaren
Bräuche toleriert werden müssen
(insbesondere z.B. Menschenopfer,
<Ehrenmorde> etc.).
Im Zusammenhang mit Bau-
projekten von Minaretten ist prinzi-
piell festzuhalten, dass der Bau eines
Minaretts zulässig ist, sofern die ent-
sprechenden Bauvorschriften (ins-
besondere die Zonenkonformitat)
eingehalten werden. Damit gelten
ftir Sakralbauten die gleichen Regeln
(und Einschränkungen) wie fur an-
dere Bauvorhaben, was nicht zuletzt
auch von anderen Religionsgemein-
schaften zu begrüssen ist.
Minarett fällt in den Schutz-
bereich der Glaubensfreiheit
Aus der Glaubens- und Gewis-
sensfieiheit ergibt sich zudem, dass
der Staat unter Umständen ver-
pflichtet sein kann, durch aktives
Tün die Grundrechtsausübung zu
ermöglichen. Sofern die zuständi-
gen Behörden nicht spezielle Zonen
ftir Sakralbauten vorsehen, so sind
sie somit doch verpflichtet, Bau-
projekte, welche die entsprechenden
baurechtlichen Vorschriften einhal-
ten, nicht ohne triftige Gründe zu
verhindern und den gesetzgeberi-
schen Spielraum auszunutzen (2.B.
mittels Ausnahmebewilligungen).
Der Staat ist jedoch nicht verpflich-
tet, selber entsprechende Kultusbau-
ten zu errichten und zur Verfi.igung
zu stellen.
Keine Bedeutung kann dem Ar-
gument von Minarett-Kritikern bei-
gemessen werden, dass das Minarett
kein religiöses Symbol sondern ein
Zeichen islamischer Eroberung sei.
Vom Schutzbereich der Glaubens-
und Gewissensfreiheit werden auch
religiös motivierte Verhaltensweisen
und Syrnbole erfasst, die zwar nicht
zwingend erforderlich jedoch durch-
aus angemessen sind. Auch spielt es
keine Rolle, ob nur eine Minderheit
diese Regeln befolgt. Wenn nun
auch nur eine Minderheit dem Mi-
narett sowie dem Gebetsruf eine re-
ligiöse Funktion und einen religiö-
sen Spnbolgehalt zukommen lässt,
was unzweifelhaft vorliegt, so fällt
das Minarett und der Gebetsruf in
den Schutzbereich der Glaubens-
und Gewissensfreiheit. Selbiges gilt
auch fur die Moschee an sich.
Zudem muss festgehalten wer-
den, dass das nun in Bezug aufKon-
flikte mit dem Islam oft geäusserte
<Reziprozitätsgebot> keine Rolle
spielen kann: es verlangt, dass Mus-
limen in der Schweiz die Glaubens-
und Gewissensfreiheit nur in die-
sem Umfange eingeräumt werden
soll, wie dies islamische Länder den
christlichen Gemeinschaften tun.
Das heisst die aus der Glaubens-
und Gewissensfreiheit abgeleiteten
Rechte stehen den Glaubensgemein-
schaften auch dann zu, wenn ent-
sprechende ausländische Religions-
gemeinschaften in ihren Ländern
den Christen oder auch anderen
Religionsgemeinschaften dieselben
Rechte nicht zuerkennen.
In diesem Rahmen zu erwähnen
gilt es auch den Gebetsruf. Es ist
davon auszugehen, dass bezüglich
des Gebetsrufs die Praxis über das
Glockengeläute grundsätzlich ana-
log anzuwenden ist. Es erscheint da-
bei jedoch zulässig, dass dem Ge-
betsruf strengere Grenzen gesetzt
werden können. Ein Grund, den
Gebetsruf gänzlich zu verbieten, ist
dies jedoch nicht. Notwendig ist





tet den Staat, alle Konfessionen
prinzipiell gleich zu behandeln. Ini-
tiativen, welche den Bau spezifi-
schen Religionen zuordbaren Bau-
ten (wie z.B. Moscheen und Mina-
rette) verbieten wollen, verstossen
gegen dieses Neutralitätsgebot und
damit gegen die Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit. Da es sich bei der
Glaubens- und Gewissensfreiheit
nicht um zwingendes Völkerrecht
handelt, sind diesbezügliche Initiati-
ven dennoch den Parlamenten und
dem Volk vorzulegen und nicht für
ungultig zu erklären. Es stellt sich
jedoch die Frage, wie sinnvoll es ist,
eine Initiative zur Abstimmung vor-
zulegen, wenn voraussehbar ist, dass
spätestens der Europäische Ge-
richtshof fur Menschenrechte bei ei-
ner Beschwerde iner entsprechen-
den Regelung die Anwendung versa-
gen würde. Die rechtskonforme
Umsetzung solcher Initiativen er-
scheint aufgrund der Absolutheit
des Verbotes nicht möglich.
EVP fasst Parole am
20. Juni
Die EVP wird die Parole zur
Minarettinitiative an der DV vom
20. Juni 09 in Winterthur
beschliessen (vgl. Einladung auf
der letzten Seite).
